
Textliche Festsetzungen

1. In den allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene

600 qm Baugrundstück eine Wohneinheit und bei Doppelhäusern (je Haushälfe) je angefangene 400 qm

eine Wohneinheit zulässig.

2. Die Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl gemäß § 19 [4] BauNVO ist in den allgemeinen

Wohngebieten (WA) um bis zu 30% zulässig.

3. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und den im Bebauungsplan

festgesetzten angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen sind Garagen und überdachte Stellplätze

(Carports) gemäß § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gemäß § 14 BauNVO

nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind die nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang von öf-

fentlichen Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“.

4. In den Baugebieten gilt gemäß § 22 [2] BauNVO die offene Bauweise. Abweichend wird für die Allge-

meinen Wohngebiete WA festgesetzt, daß Gebäudelängen bis maximal 25 m zulässig sind. In den All-

gemeinen Wohngebieten sind nur Doppel- und Einzelhäuser zulässig.

5. Gemäß § 16 [2] BauNVO wird bestimmt, daß die Gebäudehöhe in den festgesetzten Allgemeinen

Wohngebieten (WA) maximal 9,50 m betragen darf. Bezugspunkte sind die Oberkante des Gebäudes

und die der Erschließung des Grundstücks dienende öffentliche Straßenverkehrsfläche, gemessen am

Fahrbahnrand.

6. Gemäß § 16 [2] BauNVO wird bestimmt, daß die Höhe des Erdgeschosssockels in den festgesetzten

Allgemeinen Wohngebieten (WA) maximal 0,3 m betragen darf. Bezugspunkte sind die Oberkante des

fertigen Erdgeschossfußbodens und die der Erschließung des Grundstücks dienende öffentliche Stra-

ßenverkehrsfläche, gemessen am Rand der Fahrbahn.

7. Im Bereich des in der Planzeichnung festgesetzten Bereiches ohne Ein- und Ausfahrten ist die Anlage

von Zu- und Ausfahrten sowie Zu- und Ausgängen von der Straße Loyer Weg in das Allgemeine Wohn-

gebiet gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB nicht zulässig. Abweichend hiervon ist im Bereich der in der Plan-

zeichnung festgesetzten Wallhecke W 1 und dem in diesem Zusammenhang gemäß Nr. 8 der textlichen

Festsetzungen definierten Wallheckenschutzstreifen die Anlage einer Grundstückszu-/abfahrt je Bau-

grundstück mit einer maximalen Breite von 5 m zulässig.

8. Gemäß § 9 [1] Nr. 20 BauGB sind zum Schutz der Wallhecken bauliche Anlagen im Sinne der §§ 12 und

14 BauNVO, jegliche Versiegelungen, Materialablagerungen (auch Kompost), Auf- und Abgrabungen

sowie Auffüllungen auf den Baugrundstücken im Abstandsbereich von 7 m in den gekennzeichneten

Flächen unzulässig.

9. In den Wohn- und Aufenthaltsräumen sind in den im Planteil gekennzeichneten Bereichen die folgenden

erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße (erf. R´w,res) durch die Außenbauteile (Wandanteil,

Fenster, Lüftung, Dächer etc.) einzuhalten:

Lärmpegelbereich II: erf. R´w,res = 30 dB für Aufenthaltsräume von Wohnungen

10. Auf der gemäß § 9 (1) Nr. 20 festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft A 1 ist eine Wallhecke anzulegen. Der Wall ist mit einer

Breite von 2 m am Wallfuß und einer Kronenbreite von 0,8 m anzulegen. Beidseitig des Walls sind auf je

0,5 m Mulden anzulegen. Die Bepflanzung erfolgt einreihig mit Stieleiche, Birke, Eberesche in der

Baumschicht (Pflanzabstand 20 m) und Hartriegel, Faulbaum, Heckenkirsche, Schwarzer Holunder, Fel-

senbirne, Hasel in der Strauchschicht.
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Örtliche Bauvorschriften

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften Nr. 2 und 3 ist identisch mit den im festgesetz-

ten Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 79 B festgesetzten allgemeinen Wohngebieten.

2. Dachform und Dachneigung

Hauptgebäude sind mit symmetrischen geneigten Dächern zu errichten. Die Dachneigung muss

mindestens 20° und darf höchstens 50° betragen. Ausgenommen von dieser Vorschrift sind

 untergeordnete Gebäudeteile im Sinne des § 7b NBauO,

 Wintergärten,

 an der Traufseite eines Wohngebäudes errichtete Friesengiebel (Frontspieße) und Zwerggiebel
mit einer Dachneigung vom maximal 68°, sofern deren Firsthöhe sich dem Hauptdach unter-
ordnet und die Giebelbreite geringer als 50 % der Länge des Wohngebäudes ist,

Pultdächer mit einer Mindestneigung von 25° sind zulässig.

3. Dachaufbauten/Dachausbauten

Dachaufbauten/Dachgauben können in mehrere gleiche Einheiten aufgeteilt werden. Ihre Ge-

samtlänge darf – gemessen an der breitesten Stelle - 50% der Trauflänge nicht überschreiten. Der

Abstand zum seitlichen Dachrand muß mindestens 1,50 m betragen.

4. Oberirdische Freileitungen

Gemäß § 56 Nr. 4 NBauO sind im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes oberirdische

Freileitungen (Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen) nicht zulässig.

Hinweise

8. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das kön-

nen u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Boden-

verfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind

diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen

dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15,

26121 Oldenburg angezeigt oder der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüg-

lich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer.

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen

nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die

Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

9. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zuta-

ge treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.

10. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen Versorgungsunter-

nehmen zu entnehmen.

11. Die Anforderungen an Bauteile zur Einhaltung des Lärmpegelbereiches II werden in den meisten

Fällen bereits durch die Anforderungen an Bauteile aufgrund der Verordnung über einen energie-

sparenden Wärmeschutz bei Gebäuden (Wärmeschutzverordnung) in der z.Z. gültigen Fassung

vom 2. September 1994 (BAnz. Nr. 166a S. 11) erfüllt.

12. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden wer-

den, benachrichtigen Sie bitte umgehend die zuständige Polizeidienststelle, Ordnungsamt oder

das Kampfmittelbeseitigungsderzernat direkt.




